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Die Umsetzung der 2030-Agenda und der in ihr ent-
haltenen Ziele für nachhaltige Entwicklung (Sustainable 
Develop ment Goals, SDGs) ist nicht allein Aufgabe der 
Bundesregierung. Auch den Bundesländern kommt in den 
Bereichen, für die sie Kompetenzen besitzen und über Ka-
pazitäten verfügen, eine besondere Rolle in der Verwirk-
lichung der Agenda zu. So haben diverse Bundesländer 
bereits im Vorfeld der Verabschiedung der 2030-Agen-
da die Gelegenheit ergriffen und ihre jeweiligen Nach-
haltigkeitsstrategien bzw. Entwicklungspolitischen Leitli-
nien überarbeitet. 

In den reformierten Strategien und Leitlinien werden 
teilweise weitreichende Vorschläge für landespolitische 
Maßnahmen im Nachhaltigkeitsbereich gemacht. In den 
Dokumenten einiger Länder finden sich implizite oder ex-
plizite Verweise auf die SDGs. Thematisch überlappen 
sich die Nachhaltigkeitsstrategien und Entwicklungspoli-

tischen Leitlinien deutlich – die Bundesländer sollten die 
Themen der Nachhaltigkeitsagenden und der Entwick-
lungszusammenarbeit deshalb zusammendenken und 
insti tutionell stärker bündeln. Neben einer solchen Bün-
delung ist es vor allem wichtig, Nachhaltigkeit ressort-
übergreifend kohärent umzusetzen und nachhaltige Ent-
wicklung auf höchster politischer Ebene anzusiedeln und 
zur „Chef/innensache“ zu erklären. Auch eine starke Ein-
bindung der Zivilgesellschaft und weiterer betroffener 
Akteure in den Prozess der Erarbeitung und Umsetzung 
der Nachhaltigkeits- und Entwicklungspolitik der Länder 
ist unabdingbar dafür, dass diese einen substanziellen 
Beitrag zur Realisierung der 2030-Agenda leisten.

Das vorliegende Briefing fasst die Ergebnisse eines zeit-
gleich erscheinenden Berichts von Uwe Kerkow zusam-
men, der ebenfalls von Global Policy Forum herausgege-
ben wird.1

SDGs für die Bundesländer
Die Rolle der Länder bei der Umsetzung 

der 2030-Agenda für nachhaltige Entwicklung

von Svenja Brunkhorst und Wolfgang Obenland

Am 25. September 2015 verabschiedeten die Mit-
gliedstaaten der Vereinten Nationen einstimmig 
die 2030-Agenda für nachhaltige Entwicklung. 
Das Besondere an der Agenda und der in ihr ent-
haltenen Ziele ist die universelle Gültigkeit für alle 
Länder weltweit: sie betont damit auch die Not-
wendigkeit von Veränderungen in Deutschland. 

Die Umsetzung der SDGs ist unterdessen nicht 
 allein Aufgabe der Bundesregierung. In einer fö-
deral verfassten Republik kommt auch den Bun-
desländern und den Kommunen bei der Umset-
zung der 2030-Agenda große Bedeutung zu. Im 
Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz vom 
17.  März 2016 begründeten die Regierungschefs 
der Länder ihre Mitverantwortung bei der Umset-
zung der SDGs damit, dass diese „die Zuständig-

keit und auch die tagespolitischen Herausforderun-
gen1 der Länder“ 2 berühren.

Die Länder verfügen in vielen Bereichen nachhal-
tiger Entwicklung über Rechtssetzungs- bzw. Um-
setzungskompetenzen. Zuständigkeiten mit beson-
derer Relevanz für die SDGs ergeben sich in den 
Bereichen Bildung (Schulbildung, wissenschaftli-
che Forschung usw.), Soziales (Wohnungsbau, Auf-
enthaltsrecht usw.), im Bereich Wirtschaft (Boden-
recht, -verteilung usw.) und Wirtschaft und Um-
welt (Abfallbeseitigung, Naturschutz usw.). Auch 
wegen ihrer lokalen Expertise und ihrer  größeren 

1  Vgl. https://www.globalpolicy.org/images/pdfs/Laendersache_
Nachhaltigkeit.pdf.

2 Bundesregierung (2016), S.236ff.
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Nähe zu Bürgerinnen und Bürgern ist ihr Bei-
trag zur effektiven Umsetzung der 2030-Agenda in 
Deutschland unabdingbar. 

Die Bundesländer zeigen bei der Verwirklichung 
nachhaltiger Entwicklung ein großes Maß an 
Eigen initiative. Der Prozess, die SDGs auf Lände-
rebene zu verankern, hat ein Jahr nach der Verab-
schiedung der 2030-Agenda bereits Fahrt aufge-
nommen. Baden-Württemberg, Brandenburg, Hes-
sen, Niedersachsen, Nordrhein-West falen, Rhein-
land-Pfalz sowie Thüringen haben ihre Nachhal-
tigkeitsstrategien und/oder die dazuge hörigen In-
dikatorensets unter Berücksichtigung der SDGs 
überarbeitet oder werden diesen Prozess spätestens 
2017 abschließen. Brandenburg, Bremen, Hessen, 
Niedersachsen, das Saarland und Schleswig-Hol-
stein haben mit der Überarbeitung ihrer Entwick-
lungspolitischen Leitlinien begonnen und werden 
diese bis spätestens Ende 2017 abgeschlossen haben. 
Baden-Württemberg ist darüber hinaus das erste 
Bundesland, das seit 2011 eine umfassende Nach-
haltigkeitsberichterstattung betreibt.

Umsetzungsstrategien der Bundesländer

Noch vor Verabschiedung der ersten nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie 2002 wurden auf Län-
derebene eigene Nachhaltigkeitsstrategien verab-
schiedet, so beispielsweise 1997 in Bayern im Be-
reich Umwelt oder 2001 in Rheinland-Pfalz. Für 
Mecklenburg-Vorpommern haben die 2016 ge-
wählten Regierungsparteien die Erstellung einer 
Nachhaltigkeitsstrategie in ihrem Koalitionsvertrag 
festgeschrieben. Das Saarland plant Ende 2016, eine 
Nachhaltigkeitsstrategie zu verabschieden und hat 
eine Online-Bürgerbefragung und Konferenzen 
dazu durchgeführt. Zwei-Drittel der Bundeslän-
der erarbeiteten zwischen 1996 und 2015 außer dem 
Entwicklungspolitische Leitlinien (vgl.  Tabelle S. 
3 – 4). 

In ihren Nachhaltigkeitsstrategien definieren die 
Bundesländer insgesamt zwischen fünf und elf 
Handlungsschwerpunkte. Die Schwerpunktset-
zung hängt insgesamt davon ab, welchen Heraus-
forderungen sich die Länder gegenübersehen. Die 
Themen Energie und Klima, Bildung und nachhal-
tiges Wirtschaften finden dabei in allen Bundeslän-
dern besondere Berücksichtigung. 

Zu den entwicklungspolitischen Aktivitäten der 
Länder zählen etwa die ökologisch nachhaltige und 
faire Beschaffung, Partnerschaften zwischen Bun-
desländern und (Regionen in) Entwicklungslän-
dern sowie Bildung für nachhaltige Entwicklung.

Ein Vergleich der unter dem Begriff Nachhaltigkeit 
sowie Entwicklungspolitik behandelten Themen-
bereiche offenbart allerdings fehlende Trenn schärfe 
und ein erhebliches Maß an thematischer Konver-
genz. Im Beschaffungswesen sind die Handlungs-
felder sogar häufig deckungsgleich. Der  einzige 
Unter schied zwischen den beiden Handlungs-
feldern liegt meist in der Stoßrichtung der aus 
ihnen resultierenden Maßnahmen und Aktivitä-
ten. Während Nachhaltigkeitspolitiken sich fast 
ausschließlich auf Maßnahmen zur Verbesserung 
der  Situation innerhalb Deutschlands konzentrie-
ren, umfassen entwicklungspolitische Aktivitäten 
zusätzlich Projekte und Programme, die in Part-
nerländern stattfinden und/oder internationale Zu-
sammenarbeit befördern.

Die Verabschiedung der 2030-Agenda gab den 
Ländern im Hinblick auf ihre Nachhaltigkeits- und 
Entwicklungspolitik einen neuen Bezugsrahmen 
und führte dazu, dass ein Teil der Bundesländer – 
sogar noch vor der Bundesregierung – ihre Nach-
haltigkeitsstrategien und Entwicklungspolitischen 
Leitlinien unter Berücksichtigung der SDGs aktua-
lisierten. So weisen einige Nachhaltigkeitsstrategi-
en ausdrückliche Bezüge oder Analogien zu den 17 
SDGs auf, so unter anderem in Baden-Württem-
berg und Rheinland-Pfalz mit ihren jeweils 17 Leit-
sätzen einer nachhaltigen Entwicklung. In Nord-
rhein-Westfalen wurde bspw. im Zuge der Erarbei-
tung einer Nachhaltigkeitsstrategie außerdem ein 
Indikatoren- und Messsystem eingeführt. Auch in 
den Entwicklungspolitischen Leitlinien sind impli-
zite und explizite Bezüge zu den SDGs enthalten, 
vor allem zu SDG 1 (Armut), 4 (Bildung), 7 (Ener-
gie), 8 (menschenwürdige Arbeit), 9 (Infrastruk-
tur und Innovation), 10 (Ungleichheit), 12 (nach-
haltiger Konsum und Produktion), 15 (terrestrische 
Ökosysteme), 16 (gute Regierungsführung) und 17 
(globale Partnerschaft). 

Die „neue Sicht“ auf Nachhaltigkeit, die sich in 
der Ausgestaltung der 2030-Agenda widerspie-
gelt, bezieht die Interdependenzen zwischen den 
„klassischen“ drei Dimensionen von Nachhaltig-
keit  (sozial, ökonomisch, ökologisch), ebenso wie 
Akteure jenseits von Regierungen und Staaten auf 
allen Ebenen stärker mit ein. Die SDGs nehmen 
nicht nur die einzelnen sektoralen Herausforderun-
gen in den Blick, sondern auch strukturelle und ge-
meinsame Ursachen für die Fehlentwicklungen im 
Sinne von Nachhaltigkeit, z.B. Ungleichheit, die 
Finanzsysteme oder Fragen der globalen Koopera-
tion.
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Baden-Württemberg

Nachhaltigkeitsstrategie: www.nachhaltigkeitsstrategie.de/startseite.html

Entwicklungspolitische Leitlinien: www.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/dateien/
PDF/130205_Entwicklungspolitische_Leitlinien_fuer_Baden-Wuerttemberg.pdf

Bayern

Nachhaltigkeitsstrategie: www.nachhaltigkeit.bayern.de/

Entwicklungspolitische Leitlinien: www.eineweltnetzwerkbayern.de/fileadmin/assets/Dokumente/EZ-
Leits%C3%A4tze_MR_2013-04-30.pdf

Berlin

Nachhaltige Stadtentwicklung: www.stadtentwicklung.berlin.de/planen/foren_initiativen/nachhaltige_
stadtentwicklung/

Entwicklungspolitische Leitlinien: www.berlin.de/sen/wirtschaft/wirtschaft-und-technologie/europa-und-
internationales/landesstelle-fuer-entwicklungszusammenarbeit/entwicklungspolitik/entwicklungspolitische_
leitlinien.pdf

Brandenburg

Nachhaltigkeitsstrategie: www.mlul.brandenburg.de/media_fast/4055/nachhaltigkeitsstrategie_bb.pdf

Entwicklungspolitische Leitlinien: https://mdjev.brandenburg.de/media_fast/bb1.a.3663.de/
entwicklungspolitische_leitlinien_bb.pdf

Bremen

Leitbild der Stadtentwicklung: www.stadtentwicklung.bremen.de/sixcms/media.php/13/Leitbild_lang_
farbe.pdf

Entwicklungspolitische Leitlinien: www.lafez.bremen.de/sixcms/media.php/13/Leitlinien-WEB-2015.pdf

Hamburg

Masterplan Klimaschutz: www.hamburg.de/contentblob/4356136/data/d-20-8493-masterplan-
klimaschutz.pdf

Hessen

Nachhaltigkeitsstrategie: www.hessen-nachhaltig.de/de/nachhaltigkeitsstrategie.html

Entwicklungspolitische Leitlinien: www.wusgermany.de/sites/wusgermany.de/files/content/files/
entwicklungspolitische_zusammenarbeit_hessen.pdf

Mecklenburg-Vorpommern

Aktionsplan Klimaschutz: http://www.klimaschutzaktionen-mv.de/

Nachhaltigkeitsstrategie in Planung.

Übersicht über Nachhaltigkeitsstrategien und Entwicklungspolitische Leitlinien  
der Bundesländer
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Niedersachsen

Nachhaltigkeitsstrategie: www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/themen/nachhaltigkeit/
nachhaltigkeitsstrategie/nachhaltigkeitsstrategie-fuer-niedersachsen-111080.html

Entwicklungspolitische Leitlinien: www.ven-nds.de/images/ven/aktuelle_fotos/
entwicklungspolitische%20leitlinien%20des%20landes%20niedersachsen.pdf

Nordrhein-Westfalen

Nachhaltigkeitsstrategie: www.nachhaltigkeit.nrw.de/fileadmin/download/nrw-nachhaltigkeitsstrategie_
broschuere.pdf

Eine-Welt-Strategie: www.einewelt.nrw.de/files/Eine-Welt-Strategie.pdf

Rheinland-Pfalz

Nachhaltigkeitsstrategie: https://mwvlw.rlp.de/fileadmin/mwkel/Abteilung_2/8206/02_
Nachhaltigkeitsstrategie_Rheinland-Pfalz/Nachhaltigkeitsstrategie_2015.pdf

Entwicklungspolitische Leitlinien: www.wusgermany.de/sites/wusgermany.de/files/content/files/
entwicklungspolitische_leitlinien_rpf.pdf

Saarland

Nachhaltigkeitsstrategie: www.saarland.de/nachhaltigkeitsstrategie.htm

Sachsen

Nachhaltigkeitsstrategie: www.smul.sachsen.de/smul/download/nachhaltigkeitsstrategie_smul.pdf

Sachsen-Anhalt

Nachhaltigkeitsstrategie: http://mule.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/
MLU/MLU/Master-Bibliothek/Landwirtschaft_und_Umwelt/N/Nachhaltigkeit/Bericht__NHS_ST_
Stand010311.pdf

Entwicklungspolitische Leitlinien: http://ewnsa.de/wp-content/uploads/2012/02/Leitlinien-zur-
Entwicklungszusammenarbeit-des-Landes-Sachsen-Anhalt1.pdf

Schleswig-Holstein

Nachhaltigkeitsstrategie: www.schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/N/nachhaltigeentwicklung/
Downloads/ZukunftsfaehigesSH.pdf

Thüringen

Nachhaltigkeitsstrategie: www.nachhaltigkeitsbeirat-thueringen.de/media/seiten/startseite/dokumente/
Broschuere_Nachhaltigkeitsstrategie_2011.pdf 

Selbstdarstellung zur Entwicklungszusammenarbeit: www.wusgermany.de/sites/wusgermany.de/files/
content/files/selbstdarstellung_th_2016.pdf
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http://www.wusgermany.de/sites/wusgermany.de/files/content/files/entwicklungspolitische_leitlinien_rpf.pdf
http://www.saarland.de/nachhaltigkeitsstrategie.htm
http://www.smul.sachsen.de/smul/download/nachhaltigkeitsstrategie_smul.pdf
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Zwar spiegelt sich diese „neue Sicht“ teilweise auch 
in der Überarbeitung der Nachhaltigkeitsstrate-
gien und Entwicklungspolitischen Leitlinien der 
Länder wieder. Im Hinblick der Umsetzung der 
2030-Agenda und der SDGs haben diese aber noch 
einen weiten Weg vor sich. Schon die thematische 
Überschneidung in den Bereichen Nachhaltigkeit 
und Entwicklungspolitik gibt einen Hinweis dar-
auf, dass die bisherige Praxis von Ländern, Nach-
haltigkeits- und Entwicklungsagenden voneinan-
der zu trennen und separate Institutionen zu errich-
ten, im Sinne der 2030-Agenda wenig sinnvoll ist. 
Vielmehr sollten die Länder eine holistische Sicht-
weise auf nachhaltige Entwicklung einnehmen und 
die beiden Themenbereiche kohärent zusammen-
führen – wofür sich beispielsweise öffentliche Be-
schaffung und Bildung besonders eignen. Länder 
sollten außerdem immer auch strukturelle Nach-
haltigkeit mitdenken. Bisher spielt Steuer politik 
noch eine untergeordnete Rolle, obwohl z.B. Erb-
schafts- und Grunderwerbssteuern große sozial- 
und verteilungspolitische Lenkungswirkung ent-
falten könnten. 

Kohärenz für Nachhaltigkeit

Nachhaltigkeitsbestrebungen und die Entwick-
lungszusammenarbeit werden von den Bundes-
ländern durch jeweils eigene Strategien und Richt-
linien nicht nur thematisch, sondern auch institu-
tionell voneinander getrennt. Federführend in 
Nachhaltigkeitsfragen sind i.d.R. die Umwelt-
ministerien, wobei die verschiedenen Zuständig-
keiten in den einzelnen Bundesländern sehr unter-
schiedlich gebündelt und zugewiesen werden. Für 
die Umsetzung und Koordination der Entwick-
lungspolitischen Leitlinien ergibt sich ein weniger 
eindeutiges Bild. Sieben Bundesländer haben die 
Entwicklungspolitik der Staats- bzw. Senatskanz-
lei zugeordnet, da sich durch den internationalen 
Bezug Aufgaben ergeben, die traditionell unter die 
Zuständigkeit der Regierungschefs  fallen. In ande-
ren Bundesländern sind entweder eigene Einrich-
tungen für Außenbeziehungen verantwortlich, 
oder die für Wirtschaft zuständigen Ministerien. 
Es überrascht, dass trotz der sich überlappenden 
Themen einzig Schleswig-Holstein die Zuständig-
keiten für Nachhaltigkeitspolitik und Entwick-
lungszusammenarbeit im Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche 
Räume gebündelt hat.

Nachhaltigkeitspolitik und Entwicklungszusam-
menarbeit zeichnen sich besonders dadurch aus, 
dass sie keine für sich allein stehende, sondern 
multi dimensionale Themenbereiche umfassen, die 

eine „ressortübergreifende Zusammenarbeit und 
die Einbeziehung gesellschaftlicher Akteure erfor-
dern.“3 Im Großen und Ganzen geht es darum, dass 
alles Handeln der Landesregierung an Nachhaltig-
keitskriterien ausgerichtet sein sollte. Der Groß-
teil der Länder nutzt für die inhaltliche Koordina-
tion der Querschnittsaufgaben Nachhaltigkeit und 
Entwicklungszusammenarbeit interministeriel-
le Arbeitsgruppen. Stärker institutionalisiert wird 
die Koordination hingegen durch Geschäftsstellen 
für Nachhaltigkeit, wie unter anderem Hessen und 
 Baden-Württemberg sie betreiben. Um die Nach-
haltigkeitsagenden kohärent umzusetzen, sollte die 
Koordination zwischen den verschiedenen Ressorts 
insgesamt möglichst hochrangig angesiedelt wer-
den, z.B. durch eine stärkere Koordinationsfunk-
tion der Staatskanzleien. Nachhaltigkeitsaspekte 
nur auf die Agenda der Umweltministerien zu set-
zen, reicht kaum aus. Dass die ressortübergreifende 
Abstimmung noch zu wünschen übrig lässt, zeigt 
sich bspw. an den kürzlich verabschiedeten Indus-
triepolitischen Leitlinien in Nordrhein-Westfalen, 
die der Nachhaltigkeitsstrategie des Bundeslands 
inhaltlich deutlich widersprechen.

Es bleibt die Frage, inwieweit neben der Landesre-
gierung nicht auch Landtage und Parlamente einen 
Beitrag zur Schaffung einer ökologisch und  sozial 
nachhaltigen Gesellschaft leisten können und soll-
ten – beispielsweise durch einen Parlamentarischen 
Beirat zu Nachhaltigkeit, wie er auf Bundesebene 
immerhin seit mehr als zehn Jahren besteht (und er 
bspw. in Thüringen geplant ist). Vergleichbare Ein-
richtungen in den Länderparlamenten – über beste-
hende Runde Tische oder Arbeitsgruppen hinaus-
gehend – könnten helfen, die Agenden der Länder 
vom politischen Tagesgeschäft abzukoppeln und 
auch nach Landtagswahlen im Aufgabenheft der 
neu gewählten Regierungen festzuschreiben. Noch 
besser wären mit entsprechenden Befugnissen und 
Kapazitäten ausgestattete ordentliche Ausschüsse, 
die neue Gesetzesvorhaben einer Nachhaltigkeits-
prüfung („Nachhaltigkeits-TÜV“) unterziehen 
und bei Bedarf eingreifen könnten. Neben der Ab-
stimmung mit Kommunen und dem Bund ist auch 
die Zusammenarbeit der Länder unter einander 
ausschlaggebend für eine erfolgreiche Umsetzung 
der SDGs. Sie bedarf weiterer Anstöße. Erfolgrei-
che Ansätze und Vorhaben in der Nachhaltigkeits-
politik müssen als Orientierungsrahmen für Dis-
kussionen in anderen Bundesländern nutzbar ge-
macht werden. 

3  Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württem-
berg (2014a), S. 19. 
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Beteiligung

Die Einbeziehung der zivilgesellschaftlichen Ak-
teure in den Prozess der Erstellung von Nachhal-
tigkeitsstrategien und Entwicklungspolitischen 
Leitlinien findet in ganz unterschiedlichen Forma-
ten statt. Die Erfolge dieser zivilgesellschaftlichen 
Beratungsarbeit hängen dabei stark von der Be-
reitschaft der einzelnen Ministerien ab, Vorschlä-
ge aufzugreifen. 

Ein Beispiel der Beteiligung sind Nachhaltigkeits-
konferenzen, so wie sie in Hessen und Sachsen statt-
finden und bei denen Beteiligte aus Politik, Wirt-
schaft, Wissenschaft, Verwaltung und Gesellschaft 
nicht nur über Schwerpunkte und Ausrichtung der 
Strategie diskutieren, sondern auch Ziele und kon-
krete Aktivitäten beschließen. Eine Voraussetzung 
für den Erfolg des Modells ist dabei aller dings, dass 
die Konferenz entsprechend breit zusammengesetzt 
ist und entwicklungspolitische Akteure mit ein-
schließt. 

Auf vielen Ebenen und in unterschiedlichsten Zu-
sammensetzungen findet zivilgesellschaftliche bzw. 
bürgerschaftliche Beteiligung in Beiräten statt. 
Bspw. haben unter anderem Baden-Württem berg, 
Hamburg und Thüringen Bei räte zur Begleitung 
der Nachhaltigkeitsarbeit eingerichtet, denen ein 
breites Spektrum von Vertreterinnen und Vertre-
tern aus Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft 
angehören. In anderen Bundesländern  wurden 
 solche Beiräte zwar eingerichtet, direkt nach Er-
stellung entsprechender Richtlinien aber wieder 
abgeschafft. Ein weiteres  Beispiel  bieten Jugend-
beiräte und Jugendforen. Weitere Formen der 
Einbeziehung von Akteuren aus Wissenschaft, 
 Wirtschaft und Zivilgesellschaft sind auf Ebene 
einzelner  Länder und länderübergreifend ange-
siedelte Stiftungen, die Nachhaltigkeitsfragen be-
arbeiten.

Im Themenbereich Entwicklungszusammenar-
beit der Länder ist die Beteiligung der Zivilge-
sellschaft ähnlich organisiert und läuft wesentlich 
über die Eine-Welt-Netzwerke. Übliche Praxis 
dabei sind Gesprächskreise, in denen Vertreterin-
nen und Vertreter der Landesregierungen mit den 
Eine-Welt-Netzwerken und einzelnen Nichtregie-
rungsorganisationen zusammenkommen. Eine be-
sondere Bedeutung spielen daneben von den Län-
dern finanzierte Promotoren, die die Aufgabe 
haben, entwicklungspolitische Kompetenzen der 
Zivilgesellschaft zu stärken. 

Nordrhein-Westfalen kann aufgrund einer beson-
ders breit angelegten Beteiligung von Zivilgesell-
schaft, Wirtschaft, Wissenschaft und Kommunen an 
der Erstellung der Nachhaltigkeits strategie als Vor-
reiter unter den Bundesländern gesehen  werden. So 
wurden  Nachhaltigkeitskonferenzen organisiert, 
durch Online-Beteiligungsphasen Ideen aus der 
Bevölkerung gesammelt, Fach foren zur Nachhal-
tigkeit abgehalten und ein Promo torennetzwerk für 
die Eine-Welt-Arbeit zur Abstimmung  zwischen 
den Ebenen errichtet. In  anderen Bundesländern 
bleibt hingegen ein ganz grundlegender Nachhol-
bedarf in Bezug auf zivilgesellschaftliche Beteili-
gung. Zwar wird sie vielfach eingefordert, bleibt 
jedoch ohne ein Entgegenkommen der Landes-
regierung auf Initiativen der Zivilgesellschaft be-
schränkt.

Fortschritte messen

Die wesentliche Grundlage dafür, die Verwirkli-
chung der Ziele zu überprüfen und Fortschritte zu 
messen, bilden die Indikatoren. Die Indikatoren 
der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie sind den 
SDGs angepasst und es ist zu erwarten, dass auch 
die Messung und Berichterstattung von Nachhal-
tigkeitspolitik und Entwicklungszusammenarbeit 
auf Länderebene weiter vereinheitlicht wird. Die 
Länder orientieren sich zunehmend an Indikatoren 
auf Bundesebene und gehen – wo die Indikatoren 
nicht den Gegebenheiten auf Länderebene entspre-
chen – über die Vorlagen hinaus. Einigen Länder-
strategien (so u.a. denen von Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg und Thüringen) sind eigen-
ständige Indikatorensets zu Grunde gelegt. 

Während es in einigen Bereichen sinnvoller ist, In-
dikatoren auf Bundesebene anzuwenden, sollten 
in anderen Bereichen, z.B. hinsichtlich Indikato-
ren zur Geschlechtergleichstellung oder zur Steu-
ererhebung, Daten komplementär zur Bundesebe-
ne auch auf Länderebene erfasst werden. Für einen 
Vergleich zwischen den Bundesländern sind disag-
gregierte Daten unentbehrlich. 

Während es für den Bereich der Nachhaltigkeits-
politik inzwischen ein relativ umfassendes Set an 
passenden Indikatoren gibt, ist der Erfolg der Um-
setzung im Bereich Entwicklungspolitik auf Län-
derebene schwieriger zu erfassen. Eine bestehende 
Möglichkeit sind Projektevaluationen im In- und 
Ausland. Die Lücke der fehlenden Möglichkeiten 
zur Qualitätskontrolle im Bereich der Entwick-
lungspolitik könnte außerdem durch die punktuel-
le Übernahme passender Nachhaltigkeitsindikato-
ren geschlossen werden. 
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Die Schaffung einer umfassenden, stimmigen und 
praktikablen Fortschrittsmessung von Nachhal-
tigkeitspolitik und Entwicklungszusammenarbeit 
durch regelmäßige Fortschrittsberichte in den ein-
zelnen Bundesländern ist ein wesentlicher Bestand-
teil der Umsetzung der 2030-Agenda auf Ländere-
bene und sollte auch für die Bundesregierung von 
großem Interesse sein. 

Ausblick

Für eine Bilanz der Umsetzung der 2030-Agen-
da und der SDGs durch die Bundesländer – selbst 
für eine Zwischenbilanz – ist es noch zu früh. Der 
Prozess der Erarbeitung oder Überarbeitung ihrer 
Nachhaltigkeitsstrategien ist in vielen Bundeslän-
dern noch nicht abgeschlossen. Herauszustellen ist 
aber, dass die Länder flächendeckend konstruktiv 
auf die neuen, durch die SDGs an sie herangetrage-
nen Anforderungen reagiert haben. So unterneh-
men die Bundesländer vielfache Anstrengungen, 
diese in ihre Ansätze zur Nachhaltigkeit einflie-
ßen zu lassen, wobei allerdings größere und kleine-
re Lücken im Nachhaltigkeitsverständnis der Län-

derregierungen und den daraus resultierenden Po-
litiken bestehen bleiben. Deren Bearbeitung muss 
von der Zivilgesellschaft weiterhin nachdrücklich 
eingefordert werden.

Insofern formulieren die SDGs nicht nur Ziele, 
sondern fungieren auch als Wegweiser, denen Re-
gierungen, Verwaltungen, Wirtschaft und Bürger 
folgen können. Dazu gehört, eine Balance zu fin-
den zwischen einem Verständnis von Nachhaltig-
keit als Querschnittsaufgabe und den spezifischen 
sektoralen Herausforderungen. Denn es ist noch 
ein weiter Weg bis zu dem Punkt, an dem alle Be-
teiligten ihre Politiken und ihr Handeln tatsäch-
lich unter Nachhaltigkeitsaspekten reflektieren und 
es daran ausrichten. 

Die SDGs haben das Potenzial, zur proklamier-
ten Transformation beizutragen: Sie können immer 
mehr Menschen, Unternehmen und Behörden dazu 
bewegen, Nachhaltigkeit in ihr Denken und Han-
deln einfließen zu lassen. Dazu müssen und kön-
nen die Bundesländer substanzielle Beiträge leisten.
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